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Stellungnahme des Kreistages Hildburghausen zum 2. Entwurf des 

Regionalplans Südwestthüringen zu den unter Kapitel 3.2.2 aufgeführten 

Windvorranggebieten im Landkreis Hildburghausen   

 

1. Flächenziele 

Das 2023 in Kraft getretene Windenergieflächenbedarfsgesetz schreibt die Ausweisung von 2 

% der Bundesfläche für die Windenergie vor. In Thüringen sollen laut 

Landesentwicklungsprogramm (LEP) bis zum 31.12.2027 in der Planungsregion 

Südwestthüringen insgesamt 6.899 Hektar ausgewiesen werden; das entspricht 1,7 % der 

Regionsfläche. Bis zum 31.12.2032 sollen insgesamt 8.432 Hektar ausgewiesen werden, was 

2 % der Regionsfläche entspricht. Die ursprünglich für die Region vorgesehenen 

Prozentzahlen wurden im Laufe der Erarbeitung des LEP erhöht. Obwohl das zugrunde 

liegende Windenergieflächenbedarfsgesetz ein Bundesgesetz ist, welches in den 

Bundesländern und in Thüringen durch die Regionalen Planungsgemeinschaften auf 

Grundlage des Landesentwicklungsprogramms umgesetzt werden muss, werden diese 

Flächenziele vom Kreistag Hildburghausen kritisiert. Erstens bilden pauschale Flächenziele 

nicht die Spezifika der Bundesländer ab – so ist Thüringen ein im Vergleich waldreiches 

Bundesland. Zweitens widersprechen diese Flächenziele dem technologieoffenen Ausbau von 

Energieerzeugungsträgern. Und drittens wird durch diese Vorgaben insbesondere die 

ländliche Bevölkerung belastet. Dies betrifft den Freistaat Thüringen besonders, da er ein 

ländlich und kleinstädtisch geprägtes Bundesland ist, was sich auch im Landkreis 

widerspiegelt. 

 

2. Überdurchschnittliche Inanspruchnahme des Landkreises 

Hildburghausen hinsichtlich der Umsetzung der Flächenziele der 

Planungsregion Südwestthüringen 

Im Rahmen der Prüfung des am 18. Mai 2026 veröffentlichten zweiten Entwurfs des 

Regionalplans Südwestthüringen bestehen seitens der Fraktionen des Kreistages 

Hildburghausen erhebliche Bedenken hinsichtlich der Verteilung der ausgewiesenen 

Windvorranggebiete innerhalb des Planungsraumes. Aus den vorliegenden Planunterlagen 

geht hervor, dass der Landkreis Hildburghausen im Vergleich zu den anderen Landkreisen und 

der kreisfreien Stadt der Planungsregion überproportional stark betroffen und beeinträchtigt 

ist. Dies zeigt sich sowohl in der Anzahl als auch in der reinen Flächengröße der 

ausgewiesenen Gebiete: Von den insgesamt 40 im Regionalplan vorgesehenen 

Windvorranggebieten entfällt fast die Hälfte auf den Landkreis Hildburghausen. 

Diese massive Schieflage widerspricht dem raumordnerischen Grundsatz einer 

ausgewogenen, gerechten und verhältnismäßigen regionalen Lastenverteilung. Die 

Planungsgemeinschaft hat im Rahmen ihrer planerischen Gestaltungsfreiheit sicherzustellen, 

dass einzelne Teilräume nicht unverhältnismäßig belastet werden. Durch die aktuelle 

Gebietskulisse wird jedoch eine einseitige Mehrbelastung der Bevölkerung des Landkreises 

Hildburghausen erzeugt. Neben den Gefahren für die heimische Natur drohen den Bürgern 

vor Ort gesundheitliche Beeinträchtigungen, eine erhebliche Entstellung des 

Landschaftsbildes sowie ein Wertverlust von Immobilien, was wiederum die Gefahr eines 

drohenden Wegzugs von Einwohnern birgt. 

Vor diesem Hintergrund wird dringend hinterfragt, ob der vorliegende Entwurf den gesetzlichen 

Anforderungen des Abwägungsgebotes gerecht wird. Es bedarf einer nachvollziehbaren 
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Darlegung der Planungsgemeinschaft, aus welchen Gründen der Landkreis Hildburghausen 

in diesem extremen Umfang in Anspruch genommen werden soll. Soweit hierfür keine sachlich 

tragfähigen Gründe vorliegen, leidet die planerische Abwägung unter einer fehlerhaften 

Gewichtung der betroffenen Belange. Zusammenfassend fordern die Fraktionen, die 

Flächenverteilung der Windvorranggebiete im gesamten Planungsraum Südwestthüringen 

nochmals einer vertieften Überprüfung zu unterziehen. Es ist zwingend nachzuweisen, dass 

diese ungleiche Inanspruchnahme den Anforderungen des Gleichbehandlungsgrundsatzes 

entspricht – andernfalls sind entsprechende Anpassungen und Reduzierungen der 

Gebietskulisse zu Lasten des Landkreises Hildburghausen vorzunehmen. 

 

3. Berücksichtigung Planungsregion-überschreitender Kumulations-

wirkungen von Windvorranggebieten  

Im vorliegenden Entwurf werden zahlreiche Windvorranggebiete an den Außengrenzen der 

Planungsregion platziert. Insbesondere im Norden und entlang der Landesgrenze zu Bayern 

stoßen mindestens mehrere Planungsregionen mit jeweils eigenen Zielvorstellungen 

aufeinander. Da eine koordinierte Gesamtbetrachtung fehlt, führt eine isolierte Betrachtung der 

einzelnen Regionen zu einer massiven Verstärkung des Konfliktpotenzials. Um eine optische 

Dominanz von Windenergieanlagen (WEA) einzudämmen sowie die Landschaftsästhetik, 

sensible Erholungsräume und Siedlungen vor einer erdrückenden Wirkung zu schützen, ist 

eine strikte Abstimmung mit den Planungen der angrenzenden Regionen Thüringens und des 

Freistaates Bayern zwingend erforderlich. 

Diese Wechselwirkungen werden beispielhaft am Vorranggebiet W35 deutlich, welches 

unmittelbar an das bayerische Windenergiegebiet Gellnhausen (Planungsraum Oberfranken-

West, Stadt Bad Rodach) angrenzt. Werden beide Areale wie vorgesehen unabhängig 

voneinander realisiert, entsteht ein zusammenhängender Belastungsraum von erheblicher 

räumlicher Ausdehnung. Eine solche isolierte Betrachtung der jeweiligen Planungsräume wird 

der tatsächlichen Gesamtbelastung der angrenzenden Ortschaften Hetschbach und 

Massenhausen nicht gerecht. Es bestehen deshalb erhebliche Zweifel, ob die bisherigen 

Untersuchungen diese kumulierenden Gesamtwirkungen auf das Landschaftsbild und die 

Wohnumfeldqualität der Bevölkerung ausreichend berücksichtigt haben. 

Die Notwendigkeit einer länderübergreifenden Abstimmung beschränkt sich dabei nicht nur 

auf die unmittelbaren Grenzbereiche, sondern betrifft aufgrund der topografischen Lage das 

gesamte „Heldburger Unterland“. Hier droht eine gravierende optische Beeinträchtigung, die 

insbesondere die sensiblen Sichtachsen zu den touristischen Highlights der Region – den 

Gleichbergen und der Veste Heldburg – massiv gefährdet. Der Kreistag fordert daher, die 

grenzüberschreitenden Kumulationswirkungen im Rahmen einer koordinierten 

Gesamtbetrachtung länderübergreifend neu zu untersuchen. Die Ergebnisse sind in die 

Abwägung einzustellen und die Gebietsabgrenzungen oder Flächenzuschnitte so 

anzupassen, dass unverhältnismäßige Belastungen der betroffenen Ortslagen abgewendet 

werden. 

Auch im Bereich der Stadt Eisfeld ist eine länderübergreifende Gesamtbetrachtung zwingend 

erforderlich. Mit den im Entwurf ausgewiesenen Vorranggebieten W-30 Thomasberg und W-

33 Weites Feld treffen unmittelbar an der Landesgrenze bereits bestehende sowie geplante 

Windenergievorhaben im Freistaat Bayern aufeinander. Neben dem derzeit laufenden 

Repowering der Windenergieanlagen bei Rottenbach sind hierbei insbesondere die 

bayerischen Windvorranggebiete 4033, 4037 und 4040 in die planerische Abwägung 

einzubeziehen. Eine isolierte Betrachtung der einzelnen Planungsräume wird den 

tatsächlichen Kumulationswirkungen auf Landschaftsbild, Siedlungsentwicklung, 
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Erholungsfunktion und die Lebensqualität der Bevölkerung nicht gerecht. Der Kreistag fordert 

daher, auch für diesen Grenzbereich eine länderübergreifende Gesamtbetrachtung 

vorzunehmen und die daraus resultierenden Erkenntnisse bei der Festlegung der 

Gebietsabgrenzungen und Flächenzuschnitte zu berücksichtigen. 

4. Einbindung sowie transparente und sachgerechte Aufklärung der der 
Bevölkerung 

Transparente Informationen zum Planungsverfahren und Bürgerbeteiligung 

Die Bevölkerung im Landkreis Hildburghausen hegt erhebliche Vorbehalte gegenüber den 
geplanten Windvorranggebieten. In zahlreichen Ortschaften haben sich Bürgerinitiativen 
gegründet, um ihre Bedenken, Sorgen und Einwände deutlich zum Ausdruck zu bringen. Diese 
Anliegen müssen im weiteren Verfahren ernst genommen und angemessen berücksichtigt 
werden. Der Kreistag des Landkreises Hildburghausen fordert deshalb eine umfassende und 
frühzeitige Einbindung der Bürgerinitiativen im weiteren Verlauf des Planungsverfahrens. 
Darüber hinaus ist eine sachliche, transparente und leicht verständliche Information der 
Bevölkerung über die gesetzlichen Grundlagen, den aktuellen Planungsstand sowie die 
weiteren Verfahrensschritte sicherzustellen. 

Hierzu sind geeignete Informationsangebote zu schaffen. Dazu gehören insbesondere digitale 
Beteiligungsplattformen, öffentliche Informationsveranstaltungen sowie gedruckte 
Informationsbroschüren für alle Haushalte im betroffenen Planungsraum. Ziel muss es sein, 
den Einwohnerinnen und Einwohnern nachvollziehbar zu erläutern, welche konkreten 
Auswirkungen die derzeit vorgesehenen Windvorranggebiete haben, welche Genehmigungs- 
und Prüfverfahren nach einer Ausweisung noch erforderlich sind und welche Mitwirkungs- und 
Beteiligungsmöglichkeiten bestehen. Dem Kreistag geht es dabei ausdrücklich nicht nur um 
eine einseitige Informationsvermittlung, sondern um eine echte, dialogorientierte 
Bürgerbeteiligung. Maximale Transparenz und ein offener Dialog sind wesentliche 
Voraussetzungen für die Akzeptanz und die demokratische Legitimation der weiteren 
Planungen im Landkreis Hildburghausen. 
 
Gesundheitliche Auswirkungen und sachgerechte Information der Bevölkerung 

In den vergangenen Monaten wurden wiederholt offene Briefe, Stellungnahmen und 
Gutachten an Bürgermeister, Kreistagsmitglieder sowie Landräte versandt, die teilweise 
erhebliche gesundheitliche Auswirkungen von Windkraftanlagen – insbesondere durch 
Infraschall – thematisieren. Diese Veröffentlichungen führen in der Bevölkerung 
verständlicherweise zu Verunsicherung und werfen zahlreiche Fragen auf. Für kommunale 
Mandatsträger ist es im Regelfall jedoch kaum möglich, die fachliche Qualität, Aussagekraft 
und wissenschaftliche Einordnung solcher Gutachten eigenständig zu bewerten. Umso 
wichtiger ist es, dass der Planungsverband im Rahmen seiner Möglichkeiten zu einer 
sachlichen, neutralen und wissenschaftlich fundierten Aufklärung der Öffentlichkeit beiträgt. 

Es wird daher angeregt zu prüfen, inwieweit im Rahmen der Planunterlagen oder der 
begleitenden Öffentlichkeitsarbeit auf den aktuellen Stand der Wissenschaft zu möglichen 
gesundheitlichen Auswirkungen eingegangen werden kann. Die Aufnahme von Hinweisen auf 
anerkannte Untersuchungen, Bewertungen zuständiger Fachbehörden (wie dem 
Umweltbundesamt) sowie wissenschaftliche Studien ist notwendig, um den Bürgerinnen und 
Bürgern eine ausgewogene Informationsgrundlage zur Verfügung zu stellen. Ziel muss es 
sein, die öffentliche Diskussion auf eine objektive Basis zu stellen und bestehende 
Unsicherheiten abzubauen. Auch wenn diese Fragestellungen nicht unmittelbar Gegenstand 
der reinen Flächenplanung sind, besitzen sie für die gesellschaftliche Akzeptanz eine 
erhebliche Bedeutung und müssen als ergänzender Bestandteil im laufenden 
Offenlegungsverfahren Berücksichtigung finden. 
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Einordnung der gesetzlichen Rahmenbedingungen und Folgen bei Nichtabschluss des 
Regionalplans 

Die Ausweisung von Windvorranggebieten erfolgt nicht nach freiem Ermessen der Regionalen 
Planungsgemeinschaft, sondern auf Grundlage verbindlicher bundes- und landesrechtlicher 
Vorgaben. Die Planungsversammlung hat den gesetzlichen Auftrag, bis zum 31. Dezember 
2027 einen rechtswirksamen Regionalplan vorzulegen, der die vorgegebenen Flächenziele 
erfüllt. Für die Akzeptanz des Verfahrens ist es unerlässlich, die rechtlichen 
Rahmenbedingungen und insbesondere die drastischen Folgen eines Nichterreichens dieses 
Ziels verständlich zu erläutern. 

Bleibt eine rechtssichere Regionalplanung aus, wird die Steuerungswirkung der Kommunen 
und der Regionalplanung massiv eingeschränkt. In diesem Fall greift die gesetzliche 
Privilegierung von Windenergieanlagen im Außenbereich nach dem Baugesetzbuch (BauGB), 
wodurch die Einflussmöglichkeiten des Landkreises sowie der Städte und Gemeinden auf ein 
Minimum reduziert werden. Vor diesem Hintergrund fordert der Kreistag, im weiteren 
Verfahren unmissverständlich darzustellen: 

• welche gesetzlichen Verpflichtungen für die Planungsregion bestehen, 
• welche Konsequenzen drohen, wenn bis zum 1. Januar 2028 kein rechtswirksamer 

Regionalplan vorliegt, 
• welche Auswirkungen dies auf die Steuerungsmöglichkeiten der Regionalen 

Planungsgemeinschaft, der Landkreise sowie der Gemeinden hätte, 
• und welche minimalen Handlungsspielräume den Kommunen in einem solchen 

Szenario überhaupt noch verbleiben würden. 
Eine transparente Darstellung dieser rechtlichen Zusammenhänge durch die zuständigen 
Landes- und Bundesbehörden ist dringend erforderlich, um weitverbreitete Missverständnisse 
auszuräumen. Viele Bürgerinnen und Bürger gehen fälschlicherweise davon aus, dass ein 
Verzicht auf die Ausweisung von Windvorranggebieten automatisch den Bau von 
Windenergieanlagen verhindert. Die tatsächlichen rechtlichen Folgen einer ausbleibenden 
Regionalplanung (Verlust der regionalen Steuerung und drohender Wildwuchs) müssen daher 
frühzeitig und unmissverständlich kommuniziert werden. 
 
 

5. Einwände zur Ausweisung von Windvorranggebieten im Wald 

Der Landesgesetzgeber hat mit dem Vierten Gesetz zur Änderung des Thüringer 

Waldgesetzes vom 6. Februar 2024 den Schutz des Waldes vor dem Hintergrund des Ausbaus 

der Windenergie erheblich verstärkt. Nach den novellierten Bestimmungen (insbesondere 

gemäß § 2 und § 10 ThürWaldG) sind nunmehr auch kahlgeschlagene oder verlichtete 

Waldflächen explizit zu schützen; zudem hat die Aufforstung bei einer potenziellen Änderung 

der Nutzungsart eine deutlich höhere Gewichtung erhalten. Der am 18. Mai 2026 

veröffentlichte zweite Entwurf des Regionalplans Südwestthüringen weist für den Landkreis 

Hildburghausen dennoch großflächig Windvorranggebiete im Wald beziehungsweise auf 

Forstflächen aus. Diese Planung konterkariert den verstärkten Schutzauftrag des Thüringer 

Waldgesetzes sowie des Bundeswaldgesetzes. 

Grundsätzlich ist zu konstatieren, dass der Wald nicht nur ein unersetzliches Ökosystem und 

ein zentraler Erholungsort ist, sondern insbesondere für Südthüringen einen immensen 

wirtschaftlichen Wert darstellt – nicht zuletzt als Rückgrat des regionalen Tourismus. Der Bau 

und der Betrieb von Windenergieanlagen auf Waldflächen schädigen das sensible Ökosystem, 

verdichten und zerstören den Waldboden, gefährden die Flora und Fauna und greifen negativ 

in den Gewässerhaushalt ein. Zudem wird das charakteristische Landschaftsbild nachhaltig 

beeinträchtigt, was zwangsläufig die Lebensqualität der Bevölkerung einschränkt. Vor diesem 
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Hintergrund wendet sich der Kreistag Hildburghausen entschieden gegen die Ausweisung von 

Windvorranggebieten auf Waldflächen. 

 

6. Weitere Hinweise zur Ausweisung von Windvorranggebieten im Wald 

Ergänzend zu den ökologischen Bedenken wird die Ausweisung von Windvorranggebieten im 

Wald aus topografischen und betriebswirtschaftlichen Gründen scharf kritisiert. Die 

topografischen Gegebenheiten im Landkreis Hildburghausen, die durch kleinräumige Täler 

und steile Hangbereiche geprägt sind, führen zu einer deutlich geringeren Windhöffigkeit. 

Daraus resultiert eine betriebswirtschaftliche Unrentabilität der Anlagen. Es ist planerisch 

widersinnig, ökologisch sensible Flächen für Industrieanlagen zu opfern, die unter realen 

Bedingungen kaum wirtschaftlich betrieben werden können. Sollte eine Ausweisung im Wald 

unumgänglich sein, darf dies ausschließlich auf ausgewiesenen Kalamitätsflächen 

geschehen. Ein intakter, gesunder und forstwirtschaftlich ertragreicher Wald darf nicht zerstört 

werden. Dies würde zu massiven Einnahmeverlusten für die Flächeneigentümer führen. 

Zudem droht eine Entwertung des kommunalen Waldvermögens, da die geplanten 

Vorranggebiete teilweise Kommunalwälder betreffen, die sich mitten im Waldumbau befinden. 

Die Realisierung der Pläne würde somit eine Zweckentfremdung von bereits eingesetzten 

öffentlichen Fördermitteln bedeuten. 

Darüber hinaus führen die massiven baulichen Eingriffe zu einer dauerhaften 

Bodenversiegelung und dem Verlust von wertvollem Humusboden, der als natürlicher 

Wasserspeicher fungiert. Durch die Auflichtung der Bestände steigt zudem die Anfälligkeit des 

verbleibenden Waldes für Schädlinge drastisch. 

Ein weiteres, ungelöstes Kernproblem stellt der Brandschutz dar. Windkraftanlagen in 

geschlossenen Waldbeständen sind im Brandfall durch die Feuerwehren praktisch nicht zu 

löschen. Die enormen Anlagenhöhen moderner Windkraftanlagen übersteigen jede verfügbare 

Löschtechnik bei Weitem. Zudem fehlt es in den betroffenen Waldgebieten regelmäßig an der 

notwendigen Löschwasservorhaltung sowie an geeigneten, schwerlasttauglichen 

Zufahrtswegen für die Rettungskräfte. Die Ausweisung dieser Flächen birgt daher 

unkalkulierbare Sicherheitsrisiken für die umliegenden Waldökosysteme und Gemeinden. 

 

7. Arten-, Natur- und Landschaftsschutz 

Die negativen Auswirkungen auf Natur und Landschaft werden durch den massiven Ausbau 

der Windenergie, insbesondere im Hinblick auf die überproportionale Belastung des 

Landkreises Hildburghausen, drastisch zunehmen. Gefährdet sind dabei nicht nur akut 

bedrohte Arten, sondern das gesamte ökologische Gefüge sowie die sensible Kulturlandschaft 

des Landkreises. Auf dem Kreisgebiet befinden sich unter anderem der Kleine Thüringer Wald 

und das Grüne Band – wertvolle und geschützte Naturräume, die als unersetzliche 

Rückzugsorte für streng geschützte Tier- und Pflanzenarten dienen. Letzteres wurde als 

nationales Naturmonument explizit für diesen Schutzzweck geschaffen. 

Zudem besitzt der Landkreis Hildburghausen ein historisch gewachsenes, einzigartiges 

Landschaftsbild, das von hoher touristischer Bedeutung ist. Diese über Jahrhunderte von der 

Natur und dem Menschen geschaffenen Errungenschaften zeichnen die Region aus und 

haben den Landkreis weit über die Kreisgrenzen hinaus bekannt gemacht. Durch den 

massiven Ausbau der Windenergie, wie er im vorliegenden Entwurf des Regionalplans 

dokumentiert ist, droht eine unwiederbringliche Zerstörung dieser landschaftlichen und 
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ökologischen Identität. Gegen diese rücksichtslose Entwertung des Natur- und Kulturraumes 

spricht sich der Kreistag des Landkreises Hildburghausen mit aller Deutlichkeit aus. 

 

8. Abstände zur Wohnbebauung 

Größere Abstände zur Wohnbebauung reduzieren die tatsächliche Belastung der Bevölkerung 

durch Lärm, Infraschall, Schattenwurf und visuelle Bedrängung. Die Einhaltung solcher 

erweiterten Abstände ist eine wesentliche Voraussetzung, um die Akzeptanz für die geplanten 

Windvorranggebiete zu erhöhen. 

 

9. Tourismus, Kulturlandschaft 

Der Regionalplan erkennt die touristische und kulturelle Funktion der Region an. Diese darf 

nicht durch weithin sichtbare Industrieanlagen entwertet werden. Es werden erhebliche 

wirtschaftliche Folgekosten befürchtet, wie ein Rückgang der Übernachtungszahlen, der 

Verlust von Gastronomie- und Beherbergungsbetrieben sowie sinkende Steuereinnahmen der 

Kommunen. Daher sind kulturprägende Orte und ihr Umfeld konsequent von 

raumbedeutsamen Störungen freizuhalten. 

 

10. Spezifische Einwände zu einzelnen Windvorranggebieten  

W-38 und W-40: 
Beide Gebiete liegen in Sichtachsenkorridoren zur Veste Heldburg, die freigehalten werden 
sollten. Die Veste Heldburg ist ein überregional bedeutendes Kulturdenkmal mit 
hervorragender Landschaftsbildqualität. Eine Beeinträchtigung dieser Sichtbeziehungen 
durch weithin sichtbare Windkraftanlagen ist mit dem Anspruch des Regionalplanes, 
kulturlandschaftliche Qualitäten als Standortfaktor zu sichern, unvereinbar. Zudem liegen 
beide Gebiete in unmittelbarer Grenznähe zum Nationalen Naturmonument Grünes Band, 
welches höchsten gesetzlichen Schutz genießt. Die Bau- und Betriebsaktivitäten können die 
dortige Flora und Fauna erheblich beeinträchtigen. Im Bereich des Gebietes W-40 befinden 
sich zudem circa 12 Hektar ausgewiesene Waldbiotop-Kernflächen, was gegen eine 
Ausweisung als Windvorranggebiet spricht. 

W-22: 
Das Gebiet W-22 liegt innerhalb des Vorbehaltsgebietes für Tourismus und Erholung. Es 
führt zu einer Beeinträchtigung der beliebten Aussichtspunkte Adlersberg sowie der 
Bertholdsburg, welche ein regional und überregional bedeutendes Kulturdenkmal darstellt. 

W-27 und W-35: 
Aus Sicht der Stadt Hildburghausen bestehen gegenüber den geplanten 
Windvorranggebieten W27 (Häselriether Forst) und W35 erhebliche naturschutzfachliche, 
forstwirtschaftliche sowie boden- und wasserhaushaltsbezogene Bedenken. Nach den 
vorliegenden Erkenntnissen sind insbesondere die Auswirkungen auf ökologisch wertvolle 
Waldbestände, empfindliche Standortverhältnisse, den laufenden Waldumbau sowie auf 
geschützte Arten und Lebensräume im bisherigen Abwägungsprozess nicht hinreichend 
berücksichtigt worden. Vor diesem Hintergrund wird empfohlen, die Abgrenzung der 
Vorranggebiete fachlich erneut zu überprüfen und die betroffenen Teilflächen im weiteren 
Planungsverfahren einer vertieften Bewertung zu unterziehen. 

W-37: 
Durch das Gebiet W-37 werden die Sichtachsen zwischen dem Straufhain und den 
Gleichbergen erheblich beeinflusst. 
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11. Weitere zentrale Grundsätze und Kriterien der Horizontfreihaltung, die 

durch die regionalen Raumordnungsbehörden angewandt werden sollten 

Umfassungs- und Öffnungswinkel (Siedlungsschutz): 

Um zu verhindern, dass Ortschaften oder Wohngebiete optisch von Windparks eingekreist 
werden, sollten im Raumordnungsplan Umfassungswinkel angewandt werden. Der 
Blickwinkel, unter dem die Anlagen von einem Siedlungsrand aus im natürlichen Sichtfeld 
wahrgenommen werden, ist dabei auf maximal 180 Grad zu beschränken. Die restlichen 180 
Grad des 360-Grad-Panoramas müssen im Sinne der Horizontfreihaltung von 
Windkraftanlagen freibleiben. Das Umfassungsverbot besagt, dass dieser summarische 
Umfassungswinkel innerhalb eines bestimmten Betrachtungsradius im Nahbereich um eine 
Siedlung den Wert von 180 Grad nicht überschreiten darf. 

Sichtbarkeitsanalysen und optische Dominanz: 

Zur Gewährleistung dieser Freihaltung sind im Vorfeld genaue Sichtbarkeitsanalysen mittels 
GIS-Modellierungen durchzuführen. Entstehen mehrere Windparks, gilt der Grundsatz der 
Höhenstaffelung, nach dem die Staffelung der Anlagen nach hinten abnehmen sollte, um eine 
gestaffelte statt einer massiven, wandartigen Kulisse am Horizont zu bilden. Zudem sind zur 
Vermeidung einer bedrängenden oder erdrückenden Wirkung auf Wohngebiete die 
entsprechenden Abstandskriterien anzuwenden, wie sie durch die Rechtsprechung des 
Bundesgerichtshofs (BGH) und landesweite Windenergieerlasse definiert sind. 

Freiraumstruktur und Erhalt freier Landschaftsbereiche: 

Durch eine gezielte Zonierung über Vorrang- und Konzentrationszonen ist der Rest der freien 
Landschaft bewusst von Windenergieanlagen freizuhalten. Dies dient dem Erhalt der 
Freiraumstruktur und der Freihaltung von Sichtachsen, damit historische Kulturlandschaften, 
touristisch bedeutsame Aussichtspunkte sowie markante Landmarken frei von optischer 
Bedrängnis durch hohe Anlagen bleiben. 

Befeuerung und Beleuchtung (Lichtemission): 

Um den Nachthimmel freizuhalten und Lichtverschmutzung zu vermeiden, sind die Vorgaben 
für die Hinderniskennzeichnung konsequent umzusetzen. Die Anlagen müssen zwingend mit 
Systemen zur bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung (BNK) ausgestattet werden, sodass 
die Warnlichter in der Nacht nur dann aufleuchten, wenn sich tatsächlich ein Flugzeug im 
Luftraum nähert. 

Farbliche Gestaltung (Anstrich): 

Zur Minimierung des Kontrasts zum Himmel und zum Horizont sowie zur Vermeidung von 
Vogelkollisionen ist auf eine helle, unauffällige Lackierung (wie Lichtgrau) zu achten. Farben, 
die sich zu stark vom Horizont abheben, sind zu vermeiden. 
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Hildburghausen, den 14.07.2026  
 
 
 
 
___________________________________________ 
Vorsitzender des Kreistages 
Christopher Other 
 
 
 
 
___________________________________________ 
Fraktionsvorsitzende der AfD-Fraktion  
Nadine Hoffmann  
 
 
 
 
___________________________________________ 
Fraktionsvorsitzender der  
Fraktion „Bündnis Zukunft Hildburghausen“  
Tommy Frenck  
 
 
 
 
___________________________________________ 
Fraktionsvorsitzender der  
Fraktion CDU / PRO HBN / ZLV  
Burkhard Werner  
 
 
 
 
____________________________________________ 
Fraktionsvorsitzender der  
Fraktion „Freie Wähler Landkreis Hildburghausen“  
Heiko Schilling  
 
 
 
 
____________________________________________ 
Fraktionsvorsitzender der  
Fraktionsgemeinschaft Linke-SPD  
Steffen Harzer  
 
 
 
 
____________________________________________ 
Kristin Obst  
fraktionsloses Kreistagsmitglied 


